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euntes HeflERDER JahrgangORRESPON  EN September 9/7

Dıie Geschichte der Demokratischen Idee oszılliert se1t zayeihundert Jahren zayıschen
der Durchsetzung der Rechte des Individuums und den Bedürfnissen der Gruppen
bereichert durch all das, WAS dıe Erfahrung ıhr gebracht hat Sze ıntegrıert Begriffe,
dıe MAN ıhr lange /’eıt entgegengesetzt hat Sıe kommt jedoch ıMMer zuieder dorthin,
“DON sZe AUSTEZLANZECN zst Dıie Freiheit, seinerzeıt ıhr ersier Impuls, bleibt noch ıhr
etztes Wort Fs gibt für sZe e1in nobleres. Rene Remond

Die arTtie der emokratie
Die LNEeCUN „Thesen den Mißbrauch der Demokratie“, frontiert: den Versagern, den Eınsamen, den seeliısch Kran-
dıe WI1Ir VO  — 434 bıs 441 1im Wortlaut abdrucken, ken, die den Anforderungen ihrer Umwelt nıcht gewach-
haben ın der Oftentlichkeit breite Aufmerksamkeit g.. SC1M sınd, den wirtschaftlich kurz Gekommenen, den
tunden Sıe stießen nıcht NUur in Westdeutschland autf offen- gesellschaftlichen Randsiedlern och iSt befürchten,
sichtliches Interesse; Nachfragen nach dem Wortlaut ka- da{ß selbst der hörwillige Adressat mMi1t diesem durch un!
INCN, w1e die Geschäftsstelle des Zentralkomitees der durch realistischen Aufruftf der 1e]1 geforderten „kon-
deutschen Katholiken versichert, auch AUS dem nord- und kreten Solidaritit“ nıcht erreicht wurde.
westeuropäischen Ausland, vorab ZUS Holland. Dıie Miıt-
ylieder der Bischotskommission für gesellschaftspolitische
Fragen mußten diesem Interesse tast neidısch zusehen, denn Kämpferisches Echo
iıhr Wort der Besinnung über „ Verantwortung 1m Wohl- Dies konnte den Thesen nıcht widerfahren. Dazustand“, das WIr ebenfalls anderer Stelle (S 441 1m S1€e pointiert einse1t1g. Doch die breite Resonanz WrWortlaut wiedergeben, ware darüber einahe ın Verges-
senheit geraten Die Thesen wurden teıls o  a aut den

durchaus unterschiedlicher Natur. Nur selten Wr S1e Zyanz
triedlich, Zanz sachlich. Es WAar 1n den meıisten Fällen keine

ersten Seıten der Tages- und Wochenpresse ausführlich vergnügliche Zustimmung. Die Gegner der Thesen 1eE4-
wiedergegeben und spaltenlang kommentiert, für das Bı- zjerten ebenso polemisch w1e ıhre konsequenten Vertech-schofswort muj{fßte mMi1t Ausnahme einıger katholischer Or- ter denen gegenüber, die S1€e direkt oder iındırekt angrıften.
Sanec ine kurze Agenturmeldung 1im Innern der Zeitungen Dıie „Frankfurter Rundschau“, die Ursache der vorzeıtigenenugen. Auch Hör- un Sehfunk haben ganz anders als Veröffentlichung Wafl, kündigte die Thesen schon VOT ıhrer
bei den Thesen nıcht 1e] ühe auf Verbreitung und Kom- Bekanntgabe als AOIEE autf die Bremse“ (30 Z Sıe
mentierung verwandt. Die Herren des politischen Beıirates machte die Sache noch spannender, indem s1e das vorzeıt-
des ZdK hatten den 1n der hochsommerlichen Saure-Gur- tig ekannt gewordene Dokument einem „SOTSSam g-kenzeit. nach gee1gnetem Stoft suchenden Journalisten hüteten Papıer“ hochstilısierte, das se1ıt Maı fertig in der
offensichtlich das handlichere Mater1a]l geliefert als hre Schublade lag, aber YSLT 1m Herbst gedruckt der Oftent-
Kollegen VO  - der bischöflichen Kommissıon. ıchkeit vorgelegt werden sollte. Die yleiche „Frankfurter
och oilt dies alles NUr C NO salis. Wo das Wort der Rundschau“ (29 71) sah in den Thesen ıne Absage
Bıschöfe registriert wurde, fand urchwegs Zustim- 7zuvıel Demokratie. Obwohl s1e sıch cselbst 1mM Unklaren
INUNg. Es zab kaum einen Verriß, obwohl die ersten Seiten über den Adressaten wähnte, verstand S1e die Zeıitung als
miıt der stark vereinfachten und „verdinglichten“ Wohl- Angriff auf die gegenwärtige Bundesregijerung, die
standsstatistik dazu reıizten. ber W as da ım Auftrag der dem gegenteiligen Stichwort „Mehr Demokratie wagen“
Bischöfe DESART wurde, WAal wirklich Besinnung, realıistische angetreten 1St.
Analyse der Negatıvseiten einer hohem Wırt- „Publik“ (6 0 kommentierte:. „ Wer das jetzt vorlie-
schaftsstandard ebenden Gesellschaft. Die zunehmenden gyende ‚Demokratie-Papier‘ lıest und versucht, ab-

strakt tormulierte Thesen 1 die Alltagssprache UumzZzusetit-Mangelerscheinungen und die davon betroffenen Gruppen
werden beim Namen genNanntT: „Verborgene Notstände“, ZCN, könnte meınen, se1 ‚fünf VOT 7zwoölf‘ und die totale
„ungelöste Schwierigkeiten“, „krasse Ungerechtigkeit“. Anarchie stehe 1Ns Haus. Deshalb se1 allerhöchste Zeıt,
Der Urlauber, der 1n dieser eit die Segnungen des Thesen ‚SCHECMH den Mißbrauch der Demokratie‘ 1a-
Wohlstandes 1n noch reinerer orm genießt als das Jahr SCH und dem olk die ugen öftnen 4  cc Für den
über, wurde MIt den „Armen unserer Gesellschaft“ kon- Kommentator VO  3 Publik“ mehren sıch and dieses
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Papıers die Beweıise dafür, „dafß viele den Zeitpunkt der gCn ine ideologische Überformung un Überforderung
Abrechnung miıt den Demokratisierern für gekommen hal- der demokratischen Verfassung un Einrichtungen durch
ten Nachdem eın radikaler Teıil der Linken Diskussion Gruppen, die ın der Demokratie nıcht NUur die legıtime und
DESAQT un! Abrechnung mMit dem 5System gemeınt hat, geforderte Vertfassung des Staates sehen, sondern Demo-
dränge sıch 1U  — die orge auf, „dafß eın Teil der ‚Rechten‘ kratie bzw Demokratisierung verstehen als Vehikel CVO-
Klarheit der Normen verlangt un! Gegenabrechnung lutionären Umsturzes oder der Humanısıerung der Lebens-
meınt“. verhältnisse schlechthin
ıne nıcht weniıger kräftige Abfuhr érteilte dem Papıer Die Autoren streiten als Demokraten ıne Ideologi-
die Sprechergruppe des Bensberger Kreıises, der ekannt- sıerung der Demokratie, 1ın der S1e spezifisch modernes
lıch 1im vorıgen Jahr mıiıt einer eıgenen „Denkschrift“ ZU bzw. zeitgenössisches Unheil wıttern. Sıe heben Demo-
Thema „Demokratisierung der Kiırche 1ın der Bundesrepu- kratie als Verfassung des Staates aAb gegenüber gesellschaft-
blik Deutschland“ (Grünewald, Maınz hervorge- liıchen Utopien, die über den Weg der Demokratisierung
tretfen 1St Dıie Sprechergruppe bezichtigte die Autoren des aller Lebensbereiche iıne vollkommene Gesellschaft —

Versuchs katholischer Restauratıon: Das Papıer ignorıere streben. Das sejen Leistungen, die keine polıtische Ver-
nıcht 1Ur die Entwicklung des theologischen un gesell- fassung der Gesellscha ft erbringen annn Demokratie 1St
schaftswissenschaftlichen Denkens in der Kırche se1it Jo- keine Heilsveranstaltung A Vollendung der Gesellschaft,
hannes stempele nach links hın - VOn den Sozial- eın Weg der innerweltlichen Erlösung. Demokratie mu{
liberalen biıs den Radikaldemokraten un: den Marx1ı- realpolıtisch auf dem Wege des Kompromisses, durch Augch
sten“ alles ZUu Gegner der Demokratie, während die tionale“ Politik verwirklicht werden, nıcht durch ıdeolo-
Gefährdung der Demokratie VO  3 rechts unerwähnt lasse. xische Verabsolutierung ihrer Prinzipien un: Ziele

Die Autoren sehen dıese Ziele un: damıt das Wesen derDie Sprecher der Bensberger bewerteten die Thesen gal
als eınen Versuch „bestimmter katholischer Kreıise, jene Demokratie vollends pervertiert durch die Propaganda
ideologische Plattform wiederherzurichten, VO  a der AUS radikaldemokratischer Gruppen, die Demokratie NUur als

direkte Demokratie anerkennen und die für sıch eın elitä-den restauratıven Kräften der fünfziger und sechziger
Jahre die Rückkehr in die politischen Machtpositionen CI - 1C5 BewulfßStsein beanspruchen, das s1e den alleinıgen
leichtert werden csolle“. Und Dirks, einer der entoren Besitzern polıtischer Wahrheıit machen oll Dıie errschafts-
der Bensberger, gzab 1n einem Totalverriß 1m „Spiegel“ freie Gesellschaft, die durch solche Gruppen mi1t Hılte sol-
(16 71) sein Amen dazu: „50 1St «“  es. cher Modelle angestrebt wird, führt nıcht ZuUur großen Te1-
CGGanz anderer Meınung war erwartungsgemäfß der „Rhei- heıt, sondern endet 1in eiıner Art totalıtärer Demokratie.

In ıhr ISt das „ Volk“, die „Basıs“, der Souverän. ber diesenısche Merkur“ (15 7A0 Dessen Chefredakteur strıtt 1n
eiınem Leitartikel ebenso heftig für die Thesen W1€e Volkssouveränität Rousseauscher Pragung äßt keinen
deren Bestreıter bej „Publik“ un: 1 „Bensberger Kreıis“. Raum „für individuelle und soziale Freiheitsrechte des
Die Thesen O: ıh: das Non-plus-ultra iıntellek- Bürgers gegenüber dem Staat für die Rephte VO  - Mın-
tuellen polıtischen Schartsinns. Beı1ı den besagten Bestre1i- derheiten oder chwächeren Parteien“.
tern fand „Wen1g diskussionsfähige AÄrgumente, datfür Gegenüber eıner solcherart verfälschten oder überinterpre-

lerten Demokratie stellen die Autoren der Thesen einıge1aber mehr Bannflüche, Anklagen, gyrobe Mißver-
ständnı1sse, böse Unterstellungen un: schulmeisterhafte Grundelemente und Voraussetzungen eıner funktionablen
Zensuren“. Hätten die Thesen einer sinnfälligen Rechtfer- demokratischen Staatstorm heraus: das Repräsentatıivi-

tätsprinzıp, das Prinzıp der Rechtsstaatlichkeit, das ehr-tıgung bedurft, die Reaktion auf das Dokument, „sofern
S1e negatıv war“, habe S1e geliefert. heitsprinzıp, das Prinzıp der umutbarkeıt 1mM Rahmen
Kritisch, aber autftallend gemäfßigt reagılerte die indessen der Mehrheitsentscheidungen, das Grundrechtsprinzıp, das

eınen Raum VO  S Wahrheiten und Werten einschließt, derıberale Presse: Dıie „Frankfurter Allgemeine Zeıtung“
7A0 st1e{ß sıch mehr der Methode als den der Mehrheitsentscheidung 1St Im Sınne der Er-

Schlußfolgerungen ‚ Argumente, denen 1mM Resultat klärung des ZdK VO März 1969 Fragen der Demo-
kratisierung (vgl Herder-Korrespondenz Jhg., 181)zuzustı mmen ISt, die aber didaktisch ungeschickt und theo-
zıehen die Autoren der Thesen ıne klare Grenzlıinie: „Esretisch blaß vVo  Cn werden“). Selbst die „Zeıt

(6 Z die organge 1im katholischen Bereich fast ımmer &1Dt Zew1sse Wahrheiten un: Wertentscheidungen, über die
nıcht abgestimmt werden kann, weıl S1e die Voraussetzungeinıge Stutfen unterhalb ıhres Informationsn1ıveaus behan-
humanen Zusammenlebens ebenso w1e eıner freiheitlichen,delt, mockierte sıch mehr über die Betroftenheit der Krıi-

tiker als über manche Kraftsprüche der Autoren. Auf- Recht Orl]ıentierten politischen Ordnung bilden.“ Miıt
den „Wertentscheidungen“ eröftnen S1€ allerdiıngs selbstschlußreich Wr für s1e, daß INa  en sıch miıt dem Papıer 1n

die politischen Nesseln SZESETZT hatte. Am Versuch der Ent- einen nıcht ungefährlichen dezisioniıstischen Hintergrund.
zauberung des Demokratismus schien S1e indessen Getallen Dieser paßt eher in das Bild elınes pragmatiısch hantıeren-

finden den Rechtspositivismus als einem christlichen und hu-
manıstischen Gesellschaftsverständnis. Für dieses sınd

Was zwvollen dıe Thesen ® Grundrechte keine Wertentscheidungen, sondern Werte,
die unabhängıg VO  3 jeder Setzung oder Entscheidung be-

Was die Autoren wollten, 1St einsichtig. Sie n gleich stehen und achten sınd. Das ZdK sprach denn auch -
1n der Einleitung: Es geht auch ihnen, nıcht LLUTL: iıhren treffender VO  e} „Sachfragen, die der Mehrheitsentscheidung
Gegnern Freiheit und Menschenwürde. Anders als sind, be1i den Grundrechten“.
manche VO  3 ıhnen sehen s1e diese 1n der repräsentatıv VeI- ber die Autoren der Thesen haben mehr beabsichtigt. Sıe
faßten un rechtsstaatlich geordneten Demokratie Aaus- wollen nıcht 1LLUTr die bestehende Demokratie VOTLT ıhrer DPer-
schließlich gewahrt. Sıe wollen diese repräsentatıve und vertierung durch ıne „direkte“, „utopische“, „totalıtäre“
rechtsstaatliche Demokratie, w1e S1e 1m Grundgesetz Ver- Demokratie retiten Sie wollen auch die renzen ıhrer Le1-
ankert 1St, bewahren und verteidigen. Sıe wehren siıch SC- stungsfähigkeit ziehen. Hıer scheint die Absıcht größer
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se1n, als theoretischer und 'järaktisdmef Formulierung HC- Mißwverständnisse un Fettnäpfchenlungen ISt Klare Aussagen sind selten, mehr w1ım-
melt VO  e} Gemeinplätzen: Die Demokratie dient dem Doch 91Dt noch detailliertere Mifßverständnisse. Unter
Zusammenleben der Menschen in ıhrer gegebenen Welt; These VIIL,; die das Spannungsverhältnis 7zayıschen theore-
s1e Orlentiert sich daran, wıe dıe Menschen sınd; s1e hılft tischer Diskussion und politischer Praxıs erOrtert, WAarnenNn

die Verfasser VOT der Expertengläubigkeit: ach demdie Folgen menschlicher Unzulänglichkeit 1n erträglıchen „Glauben des modernen Rationalismus“ könne der Wıs-renzen halten: S1e 1St keıin Miıttel, die Unvollkommen-
heit überwinden. Welıter: Jeder Mensch bleibt mehr senschafller ohne konkrete polıtische Erfahrung fertige OS
oder weniıger hinter dem zurück, W as sıch für die (Ge- SUNSCH vorlegen; AUuUSs ıhnen habe der Politiker 1Ur noch
sellschaft eisten müßte: dieser Rückstand mufß, sSOWwelt eın fertiges Programm auszuwählen und 1n Gang SEt-

nıcht VO  . der Moralıtät des Einzelnen bewältigt wiırd, ZeH Gerade dıe studentische Linke bezog ıhren politischen
wenı1gstens praktisch SOWeIlt WwW1e möglıch ausgeglichen WOI - Treibstoff einem Teil AUS der Aversion die Fach-

ıdiotie. Wenn nıcht alles täuscht, krankt die politische Ver-den; Politik 1St nıcht dazu da, den Menschen besser
machen, un schon par nıcht, ıh: Z CGuten oder VCOCI- nunft der VO  w den Vertassern apostrophierten demokra-
meintlich Guten zwıingen; Politik oll 1Ur durch ob- tischen Ideologien, jedenfalls der Anhänger des Räte-

SYSTCEMS, daran, da{fi Ss1e sıch politısche und gesellschaftliıchejektive Vorkehrungen eın erträgliches Zusammenleben CI -

mögliıchen („obgleich S$1e sınd, Ww1e s1e 1U  - einmal sınd“). Entscheidungsprozesse unfachlich einfach vorstellen: allein
das politisch ZUu rechten Bewußfitsein gelangte Indıyiduum
bewältigt diesen Prozef. Fuür den Sachberater bleibt garGleichsetzung “O  x Politik UuN Moral® eın eigenständıger Platz Wer 1St dann aber der Adressat

Das Zie] 1St auch hier klar Dıie Autoren möchten einer dieser Feststellung? twa die selbstbewußten Professoren,
Eınengung des politischen Denkens auf moralısche Kate- die zußerst verzweıgte Expertenkultur der Bundesregıe-
gorıen, einem moralischen Fanatısmus, „der keine Rück- rung, über deren Unwirksamkeit viel geklagt wird?
sicht auf die Möglıchkeiten der Verwirklichung und deren Hat 1iNan 1n den etzten Jahren mehr als früher ımmer
Auswirkungen nımmt“, entgegentreten. ber treften S1e wieder bedauert, dıe deutsche Wissenschaft ebe immer
damıt wirklich ine spezifısche Gefährdung der Demo- noch sehr 1mM elfenbeinernen Burm: S1e mache sıch
kratie heute? Ist der Egalitätsfanatismus, den in  S da und wen1g Gedanken über die politischen Zusammenhänge un
dort feststellt, ıne solche Gleichsetzung V“VO:  S Politik und die gesellschaftlichen Folgen ıhrey Forschung® Sınd die Vä-
Moral? Und 1St denn falsch, polıtische Institutionen, ter der Linken den Un1versıtäten gemeınt, dıie
staatlıche Einrichtungen, Regierungs- und Verwaltungs- ıdeologisch eingefärbten Sozialwissenschaftler, die ıhre
techniken 1mM Blick auf das Gemeinwohl mıiıt moralıschen Reformmodelle ohne Rücksicht aut ıhre Realisierbarkeıit
Ma{(stäben messen ” Wıiırd dadurch schon Politik durch sıch und ihren Studenten vorspielen? der handelt sıch
Moral ersetzt”? Dies wollten die Autoren siıcher nıcht be- eintach eın verkapptes Eingeständnıis der Machtlosig-
haupten, doch S$1e das eigene unklare Vokabular und eıt der Parlamentarıer, die be] dem Papıer mıtgewirkt
Räsonnement solchen Mifßverständnissen Aus haben, 1n ftachlich stark gebundenen, aber doch politisch
Schließlich Teilnahme Sftentlichen Angelegenheıiten entscheidenden Fragen? Man hätte SCIN mehr über den
un in den verschiedenen Bereıichen der Gesellscha ft wird Adressaten ertahren.
bejaht. Es wırd auch (gleich 1ın der ersten These) geSsagt: Mehrmals geraten die Vertasser ungewollt in Fettnäpf-
die Regierung musse 1n einem demokratisch geordneten chen Unter These 111 (Politik und Sıttlichkeit) wırd dem
Staat gehandhabt werden, „dafß alle dıe Chance haben, Politiker bescheinigt, habe nıcht die Aufgabe, „hohe S1tt-
auf S1e einzuwirken und S1e kontrollieren“. Zugleich iıche Forderungen verkünden“, sondern un den Je-
aber erklären S1e, se1 keineswegs notwendig, da{ß sıch weiligen Umständen „rational“ entscheiden. Vom p —
jeder polıtisch aktıv betätigt. Daran 1St siıcher sovıel rich- litischen Handeln INan N1Ur die Schaffung solcher

Verhältnisse, „dıe den Menschen siıttlıche Entscheidungent1g, daß ıne politische Schwarmgeıistereı 1bt, die sıch
mehr „engagıert“, Je geringer dıe Sachkenntnis 1St nıcht unnötıg erschweren, sondern eher erleichtern“. icht

Es 1St auch richtig, daß ıne ZeEW1SSE Dıiıstanz ZUuU polıitı- VO  ; ungefähr wurde in der Presse vermerkt, diesen Satz
könne INnan etwa2 1mM Falle der Abtreibung oder Ver-schen Geschehen, die nıcht auf Ignoranz oder Gleichgültig-

keit beruht, VOT einer Ideologisierung des politischen Kli- stehen. Tatsächlich könnten sıch die resolutesten Befür-
Inas bewahren hılft Man kannn nach einer betont liberalen worfter einer völligen „Liberalisierung“ des Schwanger-

schaftsabbruch darüber die Hände reiben. S1ie sınd JaInterpretation beispielsweise Einwendungen eiınen
Wahlzwang machen. Der Bürger soll auch dıe Möglichkeit gerade der Meınung, das emanzıpierte Gewiıissen dürte bei
haben, seınen polıtischen Wıillen durch Abstinenz ZU- der Entscheidung über eiınen Schwangerschaftsabbruch

durch das Strafgesetz möglichst wenıg behindert werden.drücken. ber Inan fragt sıch nach der Sinnhaftigkeit e1nes
solchen Hınweises 1m gegenwärtigen Augenblick. Krankt Solche Schlußfolgerungen konkreten Detail würden
eLtwa dıe beklagte Politisierung der Universität bzw der die Verfasser weıt VO  3 sıch welsen. Nıemand sollte ıhnen
Studentenschaft Nur ideologischen Übersoll eınes STU- mit Unterstellungen kommen. Dennoch siınd solche Siatze
dentischen Demokratismus oder nıcht noch mehr der 5Symptom für das methodisch un: argumentatıv Unfertige
hochschulpolitischen Abstinenz der Mehrheıit der Studen- des Sanzch Textes.
tenschaft? Gerade diese Abstinenz erlaubt den Radikalen, Eın weıteres Beispiel: In These (Freiheit und Gleichheit

sıch bleiben. Ist der Bürger einer Gesellschaft mıiıt als Prinzıpien der Demokratıe) wird ein1ıges SESART über
ausgepragter Konsumhaltung w1e€e der unsrıgen nıcht die notwendiıge Ungleichheit als Folge der Möglichkeit 1n -

ohnehin sehr der politischen Abstinenz zugene1gt? Diese dividueller Auspraägung der Lebensverhältnisse und der
Abstinenz gefährdet das demokratische Funktionieren des subjektiven Entscheidungsfreiheit. Dann heißt C5; „Außer-
Staatswesens auf die Dauer mehr als die Aktıvıtät unseret dem zibt geschichtlich gewordene Ungleichheiten. DDiese
radıkaldemokratischen Linken für sıch NOMMCN. völlıg AZUS der Welt schaften wollen hieße die menschliche
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Gesellschaft geschichtslos 1n jedem Augenblick on rund selbst ıhre Zweifel icht losgeworden Zzu sein: Eınmal MUS-  A
autf 1EU aufbauen wollen. Das ame einer permanenten sEe  } auch s1e das Politische als eiınen Teilbereich des Gesell-
Revolution gleich.“ Niemand wird 1m Ernst Jeugnen wol- schaftlichen akzeptieren; ZzU anderen wird versichert,
len, da{fß geschichtlich gewordene Ungleichheiten 1bt. yebe keine säuberliche Trennung zwıschen Politik und
Von ıhnen sınd manche legitim, andere verwertilıich: s1e Gesellschaft. Es gebe berechtigte Grenzüberschreitungen.
können aber nıcht VO heute auf MOTrSCNH beseitigt werden. Nıchtpolitische Gruppen un: Einrichtungen könnten sich
Doch den geschichtlich gewordenen Ungleichheiten DC- politischen Angelegenheiten außern. Dennoch ordern
hören auch Klassengegensätze, grundsätzliche oder fak- s1ie nıcht näher definierte politikfreie Räume, die soz1ıale
tische Rassendiskriminierung, Übervorteilung VO  3 Minder- Freiheit un persönlıche Lebensgestaltung garantıeren
heiten. Da die Aussage nıcht spezifiziert wiırd, entsteht der sollen. Man hat den Eindruck, mangelnde Logik Uun:
schiefe Eindruck, die Miıtglieder des politıschen Beırats des zureichende theoretische Durchdringung des Fragestandes
ZdK ignorierten diese Sachverhalte un: erklärten C führe halbverdeckten Wıdersprüchen, die hätten VeTrT-
schichtlich Gewordenes 1m Sınne des polıtiıschen STAatus quUuO mıeden werden können.
ftür unveränderlich. ıcht irreführend, aber mıßver-
ständlıch wirkt, W as Z Thema Herrschafl SESAZT wird. Partızıpatıon 14, Demokratisierung neın ©
Die Vertasser klären darüber auf, daß Herrschaft als W1S-
senschaftlicher Terminus neutral das 5System politischer ıcht vie] anders geht den Verfassern bei der Scheidung
Ordnung un die die politische Ordnung garantıerende D“O  S Demokratie UN Gesellschaft. Der Ansatz der These
Gewalt bezeichnet. Im nichtwissenschaftlichen Sprachge- 1St ler nuancıerter, das Ergebnis aber nıcht weniıger -
brauch werde vieltach NUur negatıv verstanden als ein- klar These VI raumt e1n, die Demokratisierung der Ge-

sellschaft se1 „der Sache nach“ berechtigt, aber in der For-seit1ge Machtausübung. urch diesen niıchtwissenschaft-
lıchen Sprachgebrauch sehen die Verfasser echt den mulıerung mißverständlich. Demokratie 1St eın politischer
demokratischen Verfassungsstaat dıffamiert, weıl dieser Begrift, könne deswegen nıcht auf nichtpolitische Be-
eın Geflecht VO  — Teilgewalten 1St, die einander erganzen reiche angewandt werden. Wenn aber 1n der Gesellschaft
und kontrollieren. ber AUS methodischen Gründen ließe polıtikfreie Räume g1bt, mu{fß auch demokratiefreie Räu-
sıch dieser Begriff A4US vordemokratischer eIit siıcher VelIi- geben. Deswegen wiırd konsequent gefolgert: Die De-
meıden. Dıie Vertasser betonen Ja selbst den prinzıpiellen mokratie habe dort iıhre Grenze, der Bereich der Po-
Dienstcharakter VO  S staatlichen Ämtern un: politischen lıtık authört un:; die nichtpolitischen Bezirke der Gesell-
Mandaten. Überdies wırd auch VO  — den revolutionärsten schaft beginnen. Zieht mMan damıt ıne sachliche oder NUr

Radikaldemokraten anarchistische Bewegungen BC- 1ne durch eıgene theoretische Vorentscheidung notwendig
OINEeEN nıcht „Politik“ MI1t Herrschaft yleichgesetzt, gewordene terminologische Grenze”? (janz sicher siınd sich
w1€e der Text unterstellt, sondern höchstens das jeweıls die Vertasser det Sache offenbar celbst nıcht. Sie tun eın
kritisierte oder bestrittene polıtische System. Zweitaches: Sıe setzen VOTauSs, daß bei der Übertragung

der Regeln Aaus dem politischen Bereich 1n das Leben der
ıbt es politikfreie Räume ® Gesellschaft sachgemäße Entscheidungen durch sachftremde

politische Gesichtspunkte verfälscht würden. Folglich
müßte iıne Demokratıisıierung der Gesellschaft auch derber diesen Detaıils 1St jedoch das Hauptanliegen der Ver-

fasser nıcht übersehen: die Warnung VOT der Politiszie- Sache nach abgelehnt werden. Sıe sind siıch aber bewulßßt,
TUNS aller Lebens- und Gesellschaftsbereiche. Deswegen 1St dafß dies nıcht ohne weıteres geht, und wählen für die For-
der Nerv der Thesen ohl 1n den Abschnitten und VI derung nach Teilnahme den (nichtpolitischen) gesell-

suchen, 1n dem Begrifftsdreieck Politik-Demo- schaftlichen Entscheidungen einen anderen Begrift anstelle
kratie-Gesellschaft. We:il] die Vertasser dıe Gefahr sehen, VO  3 Demokratisierung Partizıpation. Begrifflich geraten

S1e damıt 1n neue Schwierigkeiten. Denn der Begriff derda{fß durch undıferenzierte Anwendung der Kategorie des
Politischen autf alle Lebensbereiche die Freiheit des Staats- Partiızıpatiıon 1St sowohl 1in angelsächsischen (partıcıpatory
bürgers unterminıert werden könnte, versuchen S1€e diese democracy) un: noch mehr 1m Französischen miıt dem An-
drei Begrifte deutlicher gegeneinander abzugrenzen. Diese lıegen der Demokratisıierung der Gesellschaft unmittelbar
Abgrenzung gelingt jedoch nıcht. Die eıgenen Unterschei- verknüpft. Der französische Ausdruck der „democra-
dungen leiben unklar Das ze1gt sıch schon beim Vergleich t1e de particıpatıon“ vertritt ın der Sache das An-
PoGtk und Gesellschaft. Für die Vertasser oilt zunächst liegen einer Übertragung demokratischer Spielregeln, Ver-
der selbstverständliche Grundsatz: Politisches Handeln 1St altensweısen un Strukturelemente auf die verschiedenen
eın Teilbereich gesellschaftlichen Handelns, aber nıcht alles vesellschaftlichen Bereiche. Sıe meınt allerdings ıcht die
gesellschaftliche Handeln 1sSt politischer Natur. Doch schon Totalpolitisierung unserer Linksideologen, die alle gesell-
be1 der Spezifizierung des Politischen werden s1e unbe- schaftlichen Bereiche nach den Regeln der direkten Demo-
stimmter. Politische Fragen entstehen für die Verfasser kratie (Rätesystem) ordnen möchten un Sachzuständig-
dort, das „Beziehungsgewebe einer Gesamtgesellschaft zeiten un politische Entscheidungsprozesse völlig Velr-

über das Einzelzwecken oder Neıigungen Oorjıentierte Le- mMECNSCNH. 1St aber auch nıcht Zu übersehen, daß das Pro-
ben hinaus weıtere Aufgaben stellt Zu diesen Vapc IIN der „democratie de particıpation“ einem
schriebenen weıteren Aufgaben gyehören Kriterien Teil AaUusSs dem Unbehagen Repräsentativsystem der
für die Entscheidung VO  3 Streitfällen, die übergreifende Viıerten Republik hervorgıing un! deutlich VO  e} gaullisti-
bürgerliche Ordnung, das CGGanze der Gesellschaftbetreffende schem Gedankengut gespelst 1St (Über die Stellung des

Begrifts ın der katholischen Sozjaldiskussion 1im Frank-und sıch ständıg wıederholende Entscheidungsfragen, der
Schutz der Gesamtgesellschaft nach iınnen und außen. Diese reich der beginnenden Fünften Republik zibt der Berichts-
Aufgaben sınd dem Staat als der organısatorischen Spitze band der Sozialen Woche von Cean 1963 Aufschluß La
der Gesellscha * zugeordnet. eckt sıch also der politische sOcCiete democratique;, Parıs Das Anliegen der Ver-
miıt dem staatlıchen Bereich? Die Vertasser scheinen 1er tasser wird auch hier nıemand bestreiten: Sıe wollen SC
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genübef jenen Demokratieideologen, die das Repräsenta- den angewandt werden kann, ISt nıcht einzusehen,
t1vsystem durch iıne „demokratische“ Gleichschaltung INa  S ıh furchtsam un abwehrend auf die
aller Lebensbereiche abschaffen und iın eın zellenförmig staatlıche Domäne einschränken soll, INa  -} Nur von
ausgegliedertes Rätesystem MIt iıdeologischem Absolutheits- einer politischen un: nıcht auch VO  - einer gesellschaft-anspruch überführen wollen, den Verfassungsstaat vertel- lıchen Lebensftorm sprechen kann.
digen. Sıe wollen zugleıch den einzelnen Gesellschaftsbe-
reichen, die ıhnen VO ihrer Kıgenart un Funktion her Dıiıe ungeprüfiten Voraussetzungenzukommende Eigenständigkeit erhalten. Kann dies aber
durch ıne säuberliche Trennung VO politischen und nıcht- Sollten die Jetzt vorliegenden Thesen jemanden egen-
politischen Bereichen, VO  3 staatlıcher und gesellschaftlicher thesen reizen, müßte in erster Linıe dieser Hıntergrund
Domäne erreicht werden? Man sıeht den begrifflichen geklärt werden. SOonst 1St zusätzliche Verwirrung be-
Verlegenheiten der Thesen, daß dies NUur bedingt geht. üurchten. Weiıter muüfßten auch die gesellschaftlichen Vor-

auUSSETZUNSCN politischer Demokratie näher erortert WeI -

Demokratie ıSE e1n analoger Begriff den Denn z1bt nıcht 1Ur Demokratieideologen, die ihren
Bestand gefährden, xibt auch Zustände 1n Wırtschaft

Wenn dennoch verfahren wırd, LUuUL INa  —$ dies oftensicht- und Verwaltung, die ıne Demokratie aushöhlen können.
Die Jetzt vorlıegenden Thesen verzichten auf jegliche Ge-lıch deswegen, weil in  — zweiıerle] Voraussetzungen

testhält Erstens nımmt INa  - den Demokratiebegriff als sellschaftsanalyse: S1e dürften deswegen in der Abwehr der
unıyoken Begrifl, kann deswegen NUur auf einen homo- echt inkrimıinıerten ideologischen Tendenzen wen1g

hıilfreich se1n. Das eıgene liberal-konservative Vorver-SCn strukturierten Bereich, auf den politischen bzw Aat-
lıchen 1mM eigentlichen Sınn angewandt werden. Zweıtens eständnıs überwiegt gegenüber eıner klaren soz1alphiloso-
aßt INa  ; Demokratie 1L1UTr als Strukturbegriff, nıcht aber phischen Begründung un: einer nüchternen Bestandsauf-

nahme der Gesellschaft sıeht INall VO  ; den demokra-als Bewegungsbegriff gelten. Während die Be-
fürworter einer Totaldemokratisierung Demokratisierung tischen Knigge-Regeln in den beiden Schlußthesen ab (Zur
miıt gesellschaftlichem Fortschritt (Humanısıerung) über- Bestandsaufnahme tragt Aaus anderem Blickwinkel das

Bischotsdokument über dıe Wohlstandsgesellschaft sehrhaupt gleichsetzen, zıehen sıch die Vertasser der Thesen
auf einen ein statıschen Strukturbegriff zurück. Versteht vıiel mehr beı.) Dıiıe strukturellen Verwandtschaften der
INa  3 Demokratie eın als Strukturbegriff, liegen se1ıne Thesenautoren miı1ıt dem Gegner sind offenkundıg. Beide

verdecken M1t allerleı Gemeinplätzen das eigene estlie-„Inhalte“ eın für allemal fest: Es ibt ım Sınn
keine Entwicklung der Demokratie, auch keine entwick- gende Vorverständnıis. Beide stofßen durch dieses Vorver-
lungsbedingte Ausweıtung VO  3 einer politischen einer ständnıs nıcht ZUuUr vollen „politischen“ Realität VOTL. In

der Verteidigung des Verfassungsstaates im Bekenntnisgesellschaftlichen Lebensform. Versteht INa 1aber Demo-
kratie auch als Bewegungsbegriff und die Verwirklichung UB Mehrheitsprinzıp und in der Bereitschaft ZU UmMUt-

VO  —3 Demokratie als ıne Zielsetzung, die infolge der gCc- baren Kompromifß erweısen siıch diıe einen als Demokra-
tcNH, die anderen MI1t ıhrem utopisch („eschatologisch“) —sellscha#lichen Veränderungen nıe abgeschlossen 1St, dann

wırd INn  e} aber folgerichtig zwiıschen Zieketzungen, Vor- t1viıerten Absolutheitsanspruch als Antidemokraten. Doch
dUSSETZUNGECN und Miıtteln der Demokratie deutlicher als das Verhältnis den Strukturen 1st be1 beiden 1mM wahr-
die Verfasser der Thesen unterscheiden mussen. Als 7Ziel- sten Sınn des Wortes NalV, weıl ungeprüft. Das oilt beson-

ders für die Z wischen- und Stützstrukturen, denen sıchbegriff hat ine Bestimmung V ÖO  3 Demokratie als einer (Ge-
sellschaft, „1N der entsprechend den sonstigen geist1gen, der demokratische „Gehalt“ einer Gesellschaft entscheidet.

Dıie einen scheinen S1Ee unbesehen akzeptieren, die —kulturellen und gesellschaftlichen Voraussetzungen der
Mıtglieder dieser Geselllschaft eın möglıchst großer TrTe1- deren s1e Als bestehende Strukturen pauschal verdam-
heitsraum für die einzelnen Glieder und ıne möglichst ITG Beide sehen s1e, beide vermögen sS1e nıcht AangeEMESSCH
weıtgehende aktıve Beteiligung aller Glhieder dieser Gesell- werten. Be1 beiden wırkt das Ffrühliberale Erbe noch

sehr nach, dafß s1ı1e Indivyviduum und Staat bzw Gesellschaftchaft deren Leben un: Entscheidungen gewährleitet
wırd“, durchaus iıhren Sınn (vgl Rahner, Demokratie hauptsächlıch direkt onfrontiert sehen.
1n der Kırche?, „Stimmen der Zeıt“, Juli 1968, Diese Von Rationalıtät machen beıide ınen unmäßigen, aber

schiefen Gebrauch. Be1 beiden herrscht etztlich doch dasZielvorstellung formulieren heißt aber nicht, daß die
Miıttel ihrer Verwirklichung, die politischen un: SOZ12- dezisionistische Element VOI: bei den Thesen-Autoren
len Techniken, beliebig werden. Nach allen Erfahrungen die Entscheidung für die Verhältnisse „wıe S$1e sind“, bei

den Radikaldemokraten für eine gestiftete, aber nıemalswahrt eben NUur das Repräsentativsystem die demokra-
eischen Zielsetzungen. Deswegen ann ıhm besonders einlösbare Zukunft. Etwas mehr ethische Aussagekraft als
in einer hochindustrijalisierten Gesellschaft nıcht gerüttelt das vulgärstoische „ 50 1St eben hätte einem „katholi-

schen“ Demokratiepapier aller Rekurse autf Ratıo-werden. Dieses System annn aber auch nıcht auf alle Sach-
bereiche, autf Erziehung, Hochschule, Wırtschaft, generell nalıtät gzut
übertragen werden. Sondern gilt, jene demokratieftör- Irotz dieses Standortes der Thesen un: ihrer ordnungs-

politischen Apologetik annn INa  _ über das Anlıegen, dasmıgen Sozijaltechniken finden, die mMI1t den Sachgesetzen
des jeweiligen Bereichs 1n Einklang bringen sind. Das S1e vertreten, nıcht eintach hinweggehen. Kritiker, die 1n
Mehrheitsprinzip D ann nıcht ın der gleichen Weiıse ıhnen Nnur steriles Ordnungsdenken sehen, machen sıch

mıiıt der Sache un den Zeitumständen leicht WennVO staatlıchen System auf die FEinheit der Lehrenden und
ernenden der Universität übertragen werden. Den manche VO  - ıhnen 1Ur das Tausen VO  — rechts überkommt,
unterschiedlichen Zuständigkeiten und Verantwortungs- S1e 1ber dıie Gefahr der Selbstzerstörung demokratischer

Lebensformen durch tanatısıerte un: iıntollerante Ideolo-vermögen 1St Rechnung tragen. Versteht INa  a aber De-
mokratie als einen analogen Begrift, der bei varııerenden M nıcht sehen, wırd ıhre Kritik nıcht hilfreid1gr als die
Sozialtechniken auf die verschiedenen Bereiche verschie- Posıition der Thesen-Autoren.
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